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Zusammenfassung 

 

Die Deutschen Versicherer bedanken sich für die Möglichkeit, zu 

dem Referentenentwurf Stellung zu nehmen. Auch wenn die Klärung 

und die Vereinheitlichung der ausgliederungsbezogenen Anzeige-

pflichten zu begrüßen ist, sollten durch die Verordnung jedoch keine 

zusätzlichen Verpflichtungen geschaffen werden. Insbesondere die 

Fülle der Detailanforderungen sowie die Pflicht zur erneuten Anzeige 

gehen zu weit und sind von der Verordnungsermächtigung auch 

nicht gedeckt.  

 

Außerdem ist in jedem Fall eine Übergangsfrist von 12 Monaten er-

forderlich, damit in den Unternehmen die organisatorischen und 

technischen Vorbereitungen getroffen werden können.  

 

Zu den Kritikpunkten im Einzelnen: 

- Laut Gesetzesbegründung zur Verordnungsermächtigung 

sollen in erster Linie Konzentrationsrisiken transparent ge-

macht werden. Die im Verordnungsentwurf geforderten Anga-

ben stehen größtenteils in keinem ersichtlichen Zusam-

menhang mit dieser Zielsetzung. 

- Die Anwendung der Verordnung auf sämtliche wichtige 

Ausgliederungen geht zudem weit über das in der Problem-

beschreibung genannte Ziel hinaus, Risiken im Zusammen-

hang mit der Ausgliederung auf Anbieter informationstech-

nischer Systeme zu erfassen. 

- Da die Verordnung nicht auf IT-Systeme begrenzt ist, ist die 

gesamthafte Übernahme der EIOPA-Leitlinien zum Cloud-

Outsourcing nicht gerechtfertigt und passend.  

- Die erneute Abgabe bereits erbrachter Absichtsanzeigen 

findet keine Stütze im Gesetz. Eine rückwirkende Betrach-

tung widerspricht zudem der zukunftsorientierten Perspektive 

von Absichtsanzeigen. 

- Entgegen der Behauptung in dem Verordnungsentwurf fallen 

erhebliche Umsetzungskosten auf Unternehmensseite an. 

Der in diesem Zusammenhang erfolgte Hinweis, Erfüllungs-

kosten seien bereits bei Schaffung der Verordnungsermächti-

gung im Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetz berücksichtigt 

worden, überzeugt nicht. 
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1. Einleitung 

Die Deutschen Versicherer bedanken sich für die Möglichkeit zur Stellung-

nahme zum Referentenentwurf einer Verordnung über die Anzeigen von 

Versicherungsunternehmen und Pensionsfonds zur Ausgliederung von 

Funktionen und Versicherungstätigkeiten. Der Verordnungsentwurf geht je-

doch deutlich über die zur Zielerreichung erforderlichen Anforderungen hin-

aus. Insbesondere die angedachte Rückwirkung dürfte auch die Grenzen 

der Ermächtigungsgrundlage überdehnen. 

 

2. Normkonkretisierung vs. Weiterentwicklung 

Der Entwurf sieht leider eine enorme Detailfülle vor, welche nicht zuletzt 

aus dem sektorübergreifenden Ansatz resultiert. In der bisherigen Fassung 

der MaGo müssen neben dem Namen und der Anschrift des Dienstleisters 

nur noch Umfang und Gründe der Ausgliederung sowie im Falle der Aus-

gliederung einer Schlüsselfunktion der Name der beim Dienstleister hierfür 

zuständigen Person genannt werden. Hierdurch wird die Aufsichtsbehörde 

in Kürze über die wesentlichen Aspekte der geplanten Ausgliederung infor-

miert. Details, welche über die wesentlichen Kurzangaben hinausgehen, 

kann die Aufsichtsbehörde sodann bei Bedarf dem Vertragsentwurf entneh-

men. Dies wird auch der gesetzlichen Regelung in § 47 Nr. 8 VAG gerecht, 

wonach lediglich die Absicht einer Ausgliederung wichtiger Funktionen oder 

Versicherungstätigkeiten unter Vorlage des Vertragsentwurfs anzuzeigen 

ist.  

 

Der Verordnungsentwurf erweitert den bisherigen Angaben-Katalog der 

MaGo auf 22 Einzelkriterien, welche sich überwiegend unmittelbar aus dem 

Vertrag ergeben, teilweise aber auch aus der laufenden Steuerung und 

Überwachung beziehungsweise Risikoanalyse stammen. Insofern sollen 

die Unternehmen neben der Absichtsanzeige künftig auch gleich die we-

sentlichen vertraglichen Aspekte und Risikoanalysen angeben.  Damit wird 

die Anzeigepflicht im Ergebnis zu einer Darlegungspflicht fortentwickelt. 

Eine solche wäre von § 34 Abs. 3 VAG bzw. § 47 Nr. 8 VAG jedoch nicht 

umfasst. 

 

3.  Zielsetzung Konzentrationsrisikoerkennung 

 

Gemessen an dem eigentlichen Ziel des Verordnungsentwurfs, Konzentra-

tionsrisiken besser zu erkennen, ließe sich eine deutliche Reduzierung der 

Einzelkriterien rechtfertigen. Beispielsweise ist nicht ersichtlich, wie das Da-

tum der letzten Beurteilung der Wichtigkeit einer ausgegliederten Funktion 

in der Anzeige einen relevanten Mehrwert schafft. Einerseits ist anzuneh-

men, dass die Beurteilung in engem zeitlichem Zusammenhang mit der An-

zeige zur Absicht der Ausgliederung steht. Andererseits bestehen bei der 
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Ausgliederung wichtiger Funktionen bereits die strengsten aufsichtsrechtli-

chen Anforderungen, weshalb unklar ist, welchem Risiko mit der Nennung 

in der Anzeige begegnet werden soll. Im schlimmsten Fall kommt das Un-

ternehmen nach seiner eigenen Risikoanalyse und Beurteilung zu der Ein-

stufung als wichtige Ausgliederung und unterliegt dem insoweit strengeren 

Aufsichtsregime. Daran anknüpfend erscheint auch das Erfordernis der An-

gabe, ob es sich bei der ausgegliederten Funktion um eine wichtige handelt 

obsolet, da nach § 47 Nr. 8 VAG ohnehin nur wichtige Ausgliederungen 

anzuzeigen sind. Die geforderten Angaben erscheinen auch in vielen Fällen 

redundant, jedenfalls im Hinblick auf das Ziel der Konzentrationsrisikoer-

kennung. Einzelheiten können den Detailanmerkungen unter Punkt 10 ent-

nommen werden. 

 

In diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen, dass die Umsetzung der 

Vorgaben entgegen der Annahme in dem Referentenentwurf nicht kosten-

neutral sein wird.  Zum einen enthält der Entwurf neue Anzeigepflichten, 

welche bislang derart nicht bestanden. Zum anderen sind die nun vorgese-

henen Angaben in den Unternehmen häufig in verschiedenen Formaten 

und eventuell auch an verschiedenen Stellen vorhanden. Eine Anzeige 

müsste daher manuell zusammengeführt und in das neue elektronische 

Format überführt werden. Hinzu kommt die in § 6 vorgesehene erneute Mel-

dung aller bisherigen wichtigen Ausgliederungen. 

 

4. Fokussierung auf ICT-Ausgliederungen 

 

Der Verordnungsentwurf zielt im Wesentlichen auf die Erfassung der Risi-

ken ab, welche aus der Nutzung informationstechnischer Systeme resultie-

ren. Dementsprechend finden sich einige der Kriterien bereits in den EI-

OPA-Leitlinien zu Ausgliederungen an Cloud-Anbieter. Die EIOPA-Leitli-

nien differenzieren jedoch zwischen anzuzeigenden Kriterien und lediglich 

intern vorzuhaltenden Kriterien. Während gemäß EIOPA-Leitlinie 4 nur ins-

gesamt sieben Kriterien in der Anzeige anzugeben sind, sollen 10 weitere 

Kriterien intern dokumentiert werden. Mit 22 Kriterien geht der Verord-

nungsentwurf nun deutlich weiter als die bestehenden Regelungen auf eu-

ropäischer Ebene. Dies erscheint insbesondere im Hinblick auf ein europä-

isches Level Playing field unangemessen. Daneben sollte überlegt werden, 

inwiefern der Anforderungskatalog auf ICT-Ausgliederungen und -Kriterien 

beschränkt werden kann. 

 

5. Gruppeninterne Ausgliederungen 

 

Der Verordnungsentwurf differenziert bislang nicht zwischen gruppeninter-

nen und externen Ausgliederungen. Das Risikopotenzial ist jedoch bei 

gruppeninternen Ausgliederungen ungleich niedriger, ebenso das Konzent-

rationsrisiko. Insofern regen wir die Aufnahme expliziter Ausnahmen für 
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gruppeninterne Ausgliederungen an. Zudem sind diverse Angaben bei 

gruppeninternen Ausgliederungen bereits bekannt oder erscheinen über-

flüssig, beispielsweise die Handelsregisternummer. 

 

6. Teilausnahme für EbAV 

 

Für EbAV gilt gemäß § 234e Abs. 3 VAG iVm § 47 Nr. 8 VAG eine Anzei-

gepflicht nicht nur für die Absicht wichtige Funktionen oder Versorgungstä-

tigkeiten auszugliedern, sondern zusätzlich auch bei der Absicht sonstige 

Versorgungstätigkeiten auszugliedern. Der Anwendungsbereich des nun 

vorliegenden Verordnungsentwurfs ist für EbAV damit deutlich weiter als für 

andere Versicherungsunternehmen, ohne dass dem ein entsprechender 

Mehrwert gegenüberstünde. Vor diesem Hintergrund regen wir an klarzu-

stellen, dass die Anzeige einer sonstigen Ausgliederungsabsicht von EbAV 

nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung fällt. Stattdessen sollten 

für sonstige Ausgliederungsanzeigen von EbAV die bisherigen Anforderun-

gen in der – erst seit Juni 2021 in Kraft getretenen - MaGo für EbAV weiter-

hin gelten. 

 

7.  Erneute Anzeigepflicht bereits angezeigter Ausgliederungen 

 

Der Verordnungsentwurf sieht in § 6 eine Pflicht zur erneuten Einreichung 

aller bisher angezeigten Ausgliederungen nach Maßgabe der neuen Ver-

ordnung bis Ende 2022 vor. Dem Verordnungsentwurf zufolge fallen hierfür 

auf Seiten der Wirtschaft keine Kosten an. Dies ist nicht nachvollziehbar. 

 

Weder § 47 VAG noch der Ermächtigungsgrundlage im Speziellen ist eine 

Pflicht zur erneuten Einreichung von bereits angezeigten Ausgliederungen 

zu entnehmen. Die nun geforderte erneute Meldepflicht über das elektroni-

sche Meldeportal wird auf Seiten der Unternehmen erheblichen Kostenauf-

wand verursachen. Die nun geforderten Detailangaben werden zwar bei 

den Unternehmen vorgehalten – jedoch sicherlich nicht immer in dem ge-

forderten elektronischen Format. Ergänzend kommt hinzu, dass die Unter-

nehmen ihre Verpflichtung nach § 47 Nr. 8 VAG durch die erfolgten Anzei-

gen bereits erfüllt haben. Die Anzeigen mitsamt den darin übermittelten In-

formationen liegen der Aufsichtsbehörde bereits vor.  

 

Entscheidend ist aber, dass bei erneuter Abgabe von einer Absichtsanzeige 

von einer Absicht keine Rede mehr sein kann. Denn entweder hat sich in 

den meisten Fällen die ursprüngliche Ausgliederungsabsicht durch Vollzug 

des Ausgliederungsvertrags bereits materialisiert oder sie wurde aufgege-

ben. Die rückwirkende Anwendung steht daher in unauflösbarem Wider-

spruch zur Natur der Absichtsanzeige als Hinweis auf ein zukünftiges Ver-

halten oder Ereignis. Dementsprechend kann sie auch nicht von der Er-

mächtigung zur Regelung näherer Bestimmungen der Anzeigepflicht nach 
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§ 47 Nr. 8 VAG gedeckt sein. § 6 des Verordnungsentwurfs sollte daher 

gestrichen werden. 

 

Vorsorglich ist auch darauf hinzuweisen, dass die bisherige Formulierung, 

wonach sämtliche bereits nach § 47 Nummer 8 VAG eingereichten Anzei-

gen erneut einzureichen sind, missverständlich sein könnte. Nach Sinn und 

Zweck können hiermit nur solche Ausgliederungen gemeint sein, welche 

noch fortbestehen. Dies sollte hilfsweise klargesellt werden. 

 

8.  Klarstellungen erforderlich 

 

Es ist zudem grundsätzlich zu begrüßen, dass Regelbeispiele für wesentli-

che nach Vertragsschluss eingetretene Umstände iSd § 47 Nr. 9 VAG ein-

geführt werden sollen. Dies trägt zur Rechtsklarheit bei und kann den be-

troffenen Unternehmen als Hilfe für die Auslegung dienen. Es liegt jedoch 

in der Verantwortung der verpflichteten Unternehmen, unter Berücksichti-

gung der Umstände des Einzelfalls zu beurteilen, was wesentlich ist. Daher 

sollte klargestellt werden, dass die unter § 3 VAGAnzV genannten Fälle nur 

in der Regel als wesentlich einzustufen sind. Wir regen daher folgende For-

mulierung an: 

 

„Wesentliche nach Vertragsschluss eingetretene Umstände, die die in § 1 

genannten Unternehmen nach § 47 Nummer 9 des Versicherungsaufsichts-

gesetzes anzuzeigen haben, können insbesondere die nachfolgenden sein: 

[…]“ 

 

Einige der genannten Regelbeispiele sind nicht eindeutig formuliert und be-

dürfen einer entsprechenden Klarstellung. Hinzu kommt, dass einige Bei-

spiele - zutreffend - nur dann einschlägig sein sollen, wenn die jeweilige 

Änderung wesentlich ist. Andere Regelbeispiele hingegen enthalten kein 

derartiges Wesentlichkeitskriterium, welches sich jedoch bereits zwingend 

aus § 47 Nr. 9 VAG ergibt. Beispielsweise sieht § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Ver-

ordnungsentwurfs vor, dass jede Vereinbarung zusätzlicher Leistungen an-

zuzeigen ist. Dies ist unverhältnismäßig und steht nicht im Einklang mit § 

47 Nr. 9 VAG. Insoweit regen wir eine entsprechende Ergänzung in den 

jeweiligen Beispielen oder klarstellenderweise einen einleitenden Passus 

zu Beginn der Norm an. 

 

9.  Erstanwendung 12 Monate nach Verkündung 

 

Die Verordnung sieht ein Inkrafttreten am Tag nach der Verkündung vor. 

Insofern unternehmensseitig organisatorische und technische Vorbereitun-

gen getroffen werden müssen, regen wir an die Erstanwendung auf 12 Mo-

nate nach Inkrafttreten zu verschieben. Dies ermöglicht den Unternehmen 

einen angemessenen Vorlauf um ihre IT-Systeme und Prozesse sowohl auf 
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die inhaltlichen Neuerungen als auch die neue elektronische Form umzu-

stellen. 

 

10. Anmerkungen zu einzelnen Angaben 

 

Anzeigen nach § 47 Nr. 8 VAG 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 3: Die Bezeichnung der ausgegliederten Funktion oder 

Versicherungstätigkeit soll ausweislich der Begründung dazu dienen, der 

Aufsichtsbehörde einen exakten Überblick hinsichtlich der Ausgestaltung 

der Geschäftsorganisation zu ermöglichen. Dieser Zweck ergibt sich jedoch 

nicht aus § 47 Nr. 8 VAG, welcher der Aufsichtsbehörde lediglich die Prü-

fung der Einhaltung vertraglicher Anforderungen ermöglichen soll. Auch 

das in der Begründung der Verordnung genannte Ziel, Risiken für das ein-

zelne Unternehmen sowie den gesamten Finanzmarkt erkennen zu kön-

nen, rechtfertigt diese enorme Ausweitung nicht. Nicht nur, dass die in Nr. 

4 genannte „Kategorie“ ausreichend sein sollte. Eine interne Bezeichnung 

kann sich im Laufe der Zeit beispielsweise durch Umstrukturierungen än-

dern. Eine erneute Meldung wäre ausgehend davon jedoch nicht verhält-

nismäßig.  

 

Schließlich ist unklar, weshalb die Aufsichtsbehörde nennenswerte weitere 

Angaben zu Daten in der Anzeige benötigt. Insbesondere ist der Begriff 

„Bezeichnung der Daten“ ungenau. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 4: Eine Vereinheitlichung der Datengrundlage bei der 

BaFin kann insoweit nur dann gewährleistet werden, wenn die möglichen 

Kategorien einheitlich vorgegeben werden. Dies ist bisher aber offensicht-

lich nicht vorgesehen. Zudem können in einem Ausgliederungsvertrag meh-

rere Funktionen oder Tätigkeiten zusammengefasst sein, weshalb bereits 

nur eine Bezeichnung nicht möglich wäre. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 5: Ausweislich der Begründung ist auch ein Wechsel der 

zuständigen Person beim Dienstleister anzuzeigen. In diesem Fall sollte 

diese Anforderung im Verordnungstext verankert werden, wobei dieses Er-

eignis dann wohl eher einer Änderung nach § 47 Nr. 9 VAG und damit § 3 

VAGAnzV zuzuordnen wäre. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 8: Es ist nicht klar, weshalb das verpflichtete Unternehmen 

die Muttergesellschaft des Dienstleisters angeben muss. Hinzu kommt, 

dass es bei internationalen Konzernen teilweise mehrere „Muttergesell-

schaften“ gibt. Insofern sollte jedenfalls klargestellt werden, welche Mutter-

gesellschaft gemeint ist. In Bezug auf gruppeninterne Ausgliederungen er-

scheint diese Angabe zudem überflüssig. 
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Zu § 2 Abs. 1 Nr. 9: Es ist unklar, welche Daten erfasst sein sollen. Eine 

Beschränkung auf besonders sensible Daten würde eine risikoorientierte 

Fokussierung ermöglichen. Zudem wird bei IT-Dienstleistungen häufig ein 

Bündel an Dienstleistungen erbracht, welche aufgrund der fehlenden Ge-

bundenheit an einen „Produktionsstandort“ einen Ortswechsel der Dienst-

leistungserbringung nach sich zieht. Zu restriktive Vorgaben oder stetige 

Meldepflichten könnten hierbei eine Innovationsbremse darstellen. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 10: Die Angabe, ob es sich um eine wichtige Funktion 

handelt, erscheint überflüssig, da nach § 47 Nr. 8 VAG nur Ausgliederungen 

wichtiger Funktionen anzuzeigen sind. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 11: Das Datum der letzten Bewertung der Wichtigkeit der 

ausgegliederten Funktion oder Versicherungstätigkeit ist überflüssig. Einer-

seits dürfte diese zeitnah mit der Absichtsanzeige einhergehen. Anderer-

seits ist diese bereits in der Risikoanalyse nach Nr. 13 enthalten. Die Be-

gründung hingegen scheint auf einen fortlaufenden Prozess abzuzielen, 

was nicht mit dem Zweck der (einmaligen) Anzeigepflicht im Einklang steht. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 13: Nach Rn. 26 der EIOPA-Leitlinien zu Ausgliederungen 

an Cloud-Service-Anbieter sollen Versicherungsunternehmen der Auf-

sichtsbehörde die nach Leitlinie 5 zu dokumentierenden Informationen nur 

auf Ersuchen zur Verfügung stellen. Es ist nicht ersichtlich, weshalb in dem 

Verordnungsentwurf von der bewussten Trennung von EIOPA zwischen 

anzuzeigenden und lediglich zu dokumentierenden Angaben abgewichen 

werden soll. 

 

Auch die in der Begründung zu § 6 ausgeführte Nachschärfung des Auf-

sichtsregimes auf Basis politischer Entscheidungen verfängt insoweit nicht. 

Der Gesetzgeber hat im Gesetzgebungsprozess des Finanzmarktintegri-

tätsstärkungsgesetzes betont, dass das VAG der Aufsichtsbehörde bereits 

Kompetenzen zur unmittelbaren Einwirkung auch auf externe Dienstleister 

an die Hand gibt (BT Drucks. 19/29879, S. 119). Die Vorgaben zur Anzeige 

sind daher flankierender Natur. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 14: Gemäß MaGo Rn. 254 muss die gesamte Geschäfts-

führung alle Ausgliederungen wichtiger Funktionen oder Versicherungstä-

tigkeiten vorab genehmigen. Der BaFin dürfte das Entscheidungsgremium 

daher bekannt sein. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 16: Die Angaben zur letzten und nächsten geplanten Prü-

fung beim Dienstleister sind Leitlinie 5 der EIOPA-Leitlinien zu Ausgliede-

rungen an Cloud-Dienstleister nachgebildet. In den EIOPA-Leitlinien bezie-

hen sich die Angaben jedoch auf laufende Dokumentationspflichten, wohin-

gegen § 2 Abs. 1 Nr. 16 VAGAnzV eine einmalige Anzeige vor der 
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Ausgliederung statuiert. Die Anforderung erscheint daher wenig sinnvoll. In 

der Regel dürften den Unternehmen bei der Absicht eine Funktion oder Tä-

tigkeit auszugliedern insbesondere noch keine Angaben zu vergangenen 

Prüfungen vorliegen. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 17: Es ist fraglich, ob die Angaben zu Subdienstleistern 

derart umfassend von § 47 VAG gedeckt sind. Auch in den EIOPA-Leitlinien 

sollen diese Angaben lediglich im Unternehmen dokumentiert werden. Je-

denfalls eine Beschränkung auf wesentliche oder wichtige Subdelegationen 

sollte aufgenommen werden. Schließlich ist unklar, welche Bedeutung dem 

Wort „gegebenenfalls“ in diesem Kontext zukommen soll. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 18-20: Die Angaben erscheinen überflüssig, da sie regel-

mäßig Bestandteil der Risikoanalyse sein werden. Auch in den EIOPA-Leit-

linien sollen diese Angaben lediglich im Unternehmen dokumentiert wer-

den. Die Vielzahl der verpflichtenden Angaben führt im Ergebnis zur Vor-

lage von weiten Teilen oder der gesamten Risikoanalyse und steht in kei-

nem Verhältnis mehr zu der beabsichtigten Aufdeckung von Konzentrati-

onsrisiken. Zudem erscheinen Nr. 18 und 19 zumindest teilweise redundant 

zu sein. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 21: Die Angabe erscheint überflüssig, da sie regemäßig 

Bestandteil des Business Plans sein wird. Wie in Leitlinie 5 der EIOPA-Leit-

linien zu Ausgliederungen an Cloud-Dienstleister vorgesehen, sollte diese 

Angabe daher nicht generell, sondern nur auf Ersuchen im Einzelfall vorge-

legt werden. 

 

Anzeigen nach § 47 Nr. 9 VAG 

 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 2: Die Anzeige sämtlicher zusätzlicher Leistungen ist un-

verhältnismäßig und sollte entsprechend Sinn und Zweck von § 47 Nr. 9 

VAG auf wesentliche zusätzliche Leistungen beschränkt werden. Insbeson-

dere Cloud-Dienstleistungen definieren sich dadurch, dass in kurzer Zeit 

ohne großen Aufwand Services gebucht oder wieder eingestellt werden 

können. Eine Relativierung ist hier dringend geboten. 

 

Zudem ist die Abgrenzung zu Nr. 1 unklar. Eine Vereinbarung zusätzlicher 

Leistungen dürfte grundsätzlich auch eine Vertragsänderung im Sinne der 

Nr. 1 darstellen. 

 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 4: Es sollten allein wesentliche Abweichungen eine An-

zeigepflicht auslösen, wobei nach Sinn und Zweck eine Beschränkung auf 

negative Entwicklungen ausreichend sein sollte. § 47 Nr. 9 VAG bezweckt 

keine Informationssammlung. Zur Vermeidung von Missverständnissen 

sollte klargestellt werden, dass eine überarbeitete oder geänderte 
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Risikoanalyse ausreichend ist und nicht notwendigerweise eine gänzlich 

neue Risikoanalyse vorzunehmen ist. 

 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 5: Auch hinsichtlich neuer Subdelegationen ist eine Be-

schränkung auf wesentliche Subdelegationen geboten, insbesondere vor 

dem Hintergrund der oben genannten Cloud-Thematik. Nicht jede Subdele-

gation erfüllt das Kriterium der Wesentlichkeit iSd § 47 Nr. 9 VAG. 

 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 6: Der in der Begründung enthaltenen Hinweis auf eine 

Verschlechterung sollte in der Norm aufgenommen und auf wesentliche 

Verschlechterungen beschränkt werden. 

 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 7: Die Regelung ist unklar und wirft Abgrenzungsfragen 

zu Nr. 5 auf. Jedenfalls sollten nur solche Dienstleistungen in Drittstaaten 

erfasst werden, welche nicht bereits im Vertrag entsprechend angelegt 

sind. 

 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 9: Nicht jede Übernahme der Kontrolle über den Dienst-

leister durch ein anderes Unternehmen ist ein wesentlicher Umstand, ins-

besondere bei konzerninternen Umstrukturierungen. Insoweit stellt sich die 

Frage, welche Auswirkung die Gesellschafterstruktur des Dienstleisters auf 

die Versicherungsaufsicht hat. Sofern eine Änderung der Konzernstruktur 

wesentliche Bedeutung haben sollte, würde diese im Rahmen der Risiko-

analyse und zugleich nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 VAGAnzV erfasst werden. Es 

ist unklar, wonach sich die Übernahme der Kontrolle richtet, beispielsweise 

aktienrechtlich oder handelsrechtlich? Die Kenntnis derartiger Kontrollüber-

nahmen ist mitunter nicht leicht beziehungsweise sofort erhältlich, da sich 

eine Kontrolle nicht immer aus öffentlich zugänglichen Informationsquellen 

ergibt. Eine dahingehende Einschränkung wäre angebracht. 

 

Zu § 3 Abs. 2 Nr. 1: Eine Beschränkung auf erhebliche Unterbrechungen 

der Dienstleistung ist angebracht, um eine ausufernde Anzeigepflicht zu 

vermeiden. Nicht jede Unterbrechung, wie auch die übrigen in Absatz 2 ge-

nannten Beispiele, führen stets zu einer Beeinträchtigung der Geschäftstä-

tigkeit des Unternehmens. Auch sollte eine vorherige Stellungnahme bzw. 

Abhilfemöglichkeit des Dienstleisters in Erwägung gezogen werden. 

 

Zu § 3 Abs. 2 Nr. 2: Eine Beschränkung auf erhebliche Vertragsverletzun-

gen des Dienstleisters ist angebracht, um eine ausufernde Anzeigepflicht 

zu vermeiden. Auch sollte eine vorherige Stellungnahme bzw. Abhilfemög-

lichkeit des Dienstleisters möglich sein. 

 

Zu § 3 Abs. 2 Nr. 3: Es ist unklar, wie der Einschub „Rechtsverstöße, ins-

besondere durch den Wegfall der aufsichtsrechtlichen Voraussetzungen 

der Ausgliederung“ in der Praxis zu interpretieren ist. Soweit damit auf § 32 
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VAG Bezug genommen wird, sollte dies entsprechend klar zum Ausdruck 

kommen. Auch ist anzumerken, dass deren tatbestandliches Vorliegen 

nicht stets einen Rechtsverstoß zur Folge hat, sondern in erster Linie Ab-

hilfemaßnahmen bis hin zur Beendigung der Ausgliederung zur Folge hat. 

Nach Sinn und Zweck sollte eine Ausgliederung sowohl im Falle der Her-

abstufung von „wichtig“ zu „normal“ als auch erst recht bei völligem Wegfall 

der Einstufung als Ausgliederung keine Anzeigepflicht nach § 47 Nr. 9 VAG 

begründen. Schließlich fehlt erneut ein Wesentlichkeitskriterium. 

 

Hinsichtlich der Einschränkung der Prüfungsrechte der Aufsichtsbehörden 

kann dies nur solche Einschränkungen erfassen, welche (nur) gegenüber 

dem Unternehmen kundgetan werden. In Bezug auf Datenschutzverstöße 

sollte wiederum eine Beschränkung auf erhebliche Verstöße erfolgen. Auch 

ist nicht ersichtlich, weshalb das Unternehmen Verstöße des Dienstleisters 

gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen melden muss, zumal ein Ver-

stoß erst durch bestandskräftige Feststellung der zuständigen Daten-

schutzbehörde endgültig feststeht. 

 

Zu § 3 Abs. 2 Nr. 4: Der Begriff der „unzureichenden Bereitschaft“ ist nicht 

definiert und damit unklar in der Rechtsanwendung, insbesondere welcher 

Maßstab hier zur Anwendung kommt. 

 

Zu § 3 Abs. 2 Nr. 5: Das Verhältnis zu Nr. 2 ist unklar. Eine Missachtung 

schriftlicher Weisungen dürfte zugleich eine Vertragsverletzung zur Folge 

haben. 

 

Zu § 3 Abs. 2 Nr. 6: Es ist nicht ersichtlich, weshalb Sicherheitsvorfälle beim 

ausgliedernden Unternehmen oder Dienstleister eine generelle Anzeige-

pflicht des Versicherungsunternehmens nach § 47 Nr. 9 VAG auslösen sol-

len. Zumindest ist eine Beschränkung auf erhebliche Sicherheitsvorfälle ge-

boten. 

 

Zu § 3 Abs. 2 Nr. 7-9, 11-13: Die geforderten Angaben können insoweit nur 

vom Unternehmen angezeigt werden, wenn dieses Kenntnis hierüber hat. 

Auch eine vertragliche Verpflichtung kann hierüber nicht hinweghelfen. Ins-

besondere Reputationsschäden sind schwer quantifizierbar und mit vielen 

Unwägbarkeiten belastet. Daneben dürften beispielsweise unzureichende 

Ressourcen auf Seiten des Dienstleisters zugleich eine Vertragsverletzung 

darstellen, welche über § 3 Abs. 2 Nr. 2 VAGAnzV erfasst würde. Daneben 

ist bei unbestimmten Rechtsbegriffen wie „Unzuverlässigkeit”, „unzu-

reichend” oder „schwerwiegend” unklar, welcher Maßstab hier angelegt 

werden soll. 

 

Zu § 3 Abs. 2 Nr. 14: Die Aufsichtsbehörde müsste am besten über die 

Einstellung der Zusammenarbeit mit der Drittstaatenaufsichtsbehörde 
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informiert sein. Eine pauschale Anzeigepflicht für die Unternehmen er-

schließt sich nicht, zumal nicht einmal hinreichend klar ist, welche Aufsichts-

behörde des Drittstaats überhaupt gemeint ist. 

 

Zu § 4:  

 

Es wird angeregt in § 4 Abs. 1 VAGAnzV klarzustellen, dass die elektroni-

sche Übermittlung der Anzeige über die Melde- und Veröffentlichungsplatt-

form abschließend ist, wenn die in § 2 genannten Informationen übermittelt 

wurden. In diesen Fällen können weitergehende Unterlagen, beispielsweise 

Begleitschreiben nicht mehr gefordert werden.  

 

Schließlich ist unklar, weshalb Anzeigen nach § 3 Abs. 2 in Textform erfol-

gen sollen, Anzeigen nach § 3 Abs. 1 hingegen über eine Melde- und Ver-

öffentlichungsplattform. 

 

Zu § 6: 

 

Die in § 6 vorgesehene erneute Anzeigepflicht bereits angezeigter Ausglie-

derungen findet keine Stütze im Gesetz. Die Anzeigepflicht gemäß § 47 Nr. 

8 VAG ist zukunftsorientiert („Absicht“). Mit Abgabe der Absichtsanzeige 

haben die beaufsichtigten Unternehmen die Anforderung erfüllt. Weiterge-

hende oder gar rückwirkende Anforderungen lassen sich weder § 47 Nr. 8 

VAG noch der Ermächtigungsgrundlage in § 34 Abs. 3 VAG entnehmen. § 

6 des Verordnungsentwurfs sollte daher gestrichen werden.  

 

 

Berlin, den 22.12.2021 


